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Die Neuwahlen zur zweiten Kammer der Ständeverſammlung im Jahr 1913 .

Wie in der Sondernummer des Jahrgangs 1905 , Band XXII , der Statiſtiſchen Mit —

teilungen über das Großherzogtum Baden im geſchichtlichen Überblick über die Beſtimmungen
der landſtändiſchen Verfaſſung bereits ausgeführt iſt , ſollte nach dS2 des Wahlkreisgeſetzes vom
24 . Auguſt 1904 ſpäteſtens bis 1. Juli 1912 die Einteilung der Gemarkungen der Städte Mann -

heim, Karlsruhe , Freiburg , Heidelberg und Pforzheim in beſondere Wahlkreiſe (Einerwahlkreiſe ) ,
die bisher durch die landesherrlichen Verordnungen vom 22 . Juli 1905 und 16 . Juli 1909 ge -
regelt war , durch Geſetz geordnet werden . Nach einer anläßlich der Beratung des Wahlkreis —
geſetzes in der 128 . Sitzung der zweiten Kammer vom 15 . Juli 1904 einſtimmig gefaßten Reſo⸗
lution ſollte ferner ſpäteſtens auf den gleichen Zeitpunkt unter Abänderung des § 33 der Ver⸗

faſſung die Zahl der Abgeordneten der Stadt Mannheim von 5 auf 6 und damit die Gefamt -
zahl der Abgeordneten der zweiten Kammer von 73 auf 74 erhöht werden . Schon ein Beſchluß
der zweiten Kammer vom 4. Juli 1902 hatte für die Stadt Mannheim 6 Abgeordnete verlangt ,
auch war dieſe Abgeordnetenzahl für Mannheim in einem dem Landtag 1903/04 von der Regie⸗
rung vorgelegten Geſetzentwurf bereits vorgeſehen geweſen .

Der den Ständen überreichte Entwurf eines Geſetzes betreffend die Wahl der Landtags —
abgeordneten in den fünf größten Städten vom 5. Dezember 1911 entſprach dem wiederholt
geäußerten Wunſche der zweiten Kammer auf Erhöhung der Kammerſitze . Gleichzeitig traf
dieſe Geſetzesvorlage Beſtimmung über die Zuteilung der auf 1. Januar 1910 nach Karlsruhe
und Mannheim eingemeindeten Landgemeinden Daxlanden und Feudenheim zu je einem der

ſtädtiſchen Wahlkreiſe . Nur für Heidelberg hat dieſer Geſetzentwurf die ſeitherige Wahlkreis —
einteilung beibehalten , während die Übernahme der bisherigen Einteilung für die übrigen Städte
im Hinblick auf die Bevölkerungsverſchiebungen innerhalb der Wahlkreisgrenzen durch Zunahme
der Bevölkerung und Eingemeindungen nicht tunlich erſchien .

Dieſer Geſetzentwurf fand bei der Beratung in der 93 . Sitzung der zweiten Kammer vom
3. Juli 1912 aber nicht die verfaſſungsmäßige Mehrheit . Dadurch war die Abſicht der Regierung , die

Wahlkreiseinteilung der fünf größten Städte bis zum 1. Juli 1912 durch Geſetz zu ordnen , vereitelt .

Trotz der vorgerückten Zeit verſuchte die Regierung , die Wahlkreiseinteilung der Städte
mit zwei und mehr Abgeordneten unter Beibehaltung der bisherigen Zahl der Mannheimer
Kammerſitze durch einen zweiten Geſetzentwurf vom 11 . Juli 1912 geſetzlich zu regeln .

Die neue Vorlage berückſichtigte ſchon die Geſetzentwürfe für die Cingemeindung von Dill -

Weißenſtein und Sandhofen ſowie vom Rheinaugebiet ( Gemeinde Seckenheim ) , welche damals

noch der ſtändiſchen Beratung unterlagen . Für Mannheim ergab ſich die Notwendigkeit einer

auch von der landesherrlichen Verordnung vom 22 . Juli 1905 weſentlich abweichenden neuen

Einteilung in 5 Wahlkreiſe . Im übrigen waren unter Zuweiſung der Gemeinde Dill - Weißenſtein
zum 48 . Wahlkreis ( Pforzheim - Stadt II ) dem neuen Entwurf die Einteilungsvorſchläge des
erſten Geſetzentwurfs zugrunde gelegt .

Die Kommiſſion für Juſtiz und Verwaltung der zweiten Kammer verſagte jedoch auch dem

Geſetzentwurf vom 11 . Juli 1912 ihre Zuſtimmung , und zwar deswegen , weil im Hinblick auf die

heſtrebungen zur Einführung der Verhältniswahl durch die Annahme dieſes Entwurfs doch nur
ein vorübergehender Zuſtand geſchaffen worden wäre .

Die Verhandlungen über die Wahlkreiseinteilung der großen Städte fanden ſchließlich
damit ihren Abſchluß , daß in der 103 . Sitzung der zweiten Kammer vom 15 . Juli 1912 der von

er Kommiſſion abgeänderte Geſetzentwurf zur Annahme gelangte , welcher lediglich den in § 2

(Fortſetzung des Textes auf Seite 61. )
N, F. Bd, VII. I, Gondermummer 1914, 1
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